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1. Recht 

1.1. Elternzeit und Kürzung von Urlaubs-

ansprüchen  

Der gesetzliche Urlaubsanspruch besteht 

auch für den Zeitraum der Elternzeit, er kann 

jedoch vom Arbeitgeber gekürzt werden. 

Dies steht im Einklang mit dem Unionsrecht. 

Im zu entscheidenden Fall war die Klägerin zwei 

Jahre in Elternzeit. Anschließend kündigte sie ihr 

Arbeitsverhältnis und verlangte die Abgeltung 

von 89,5 Arbeitstagen Urlaub aus dem Zeitraum 

ihrer Elternzeit. Die Beklagte lehnte die Gewäh-

rung des auf die Elternzeit entfallenden Urlaubs 

ab. Die Vorinstanzen haben die Klage abgewie-

sen. Die Revision der Klägerin hatte vor dem 

Neunten Senat des Bundesarbeitsgerichts kei-

nen Erfolg (Urteil vom 19.03.2019, Az. 9 AZR 

362/18). Die Beklagte hat die Urlaubsansprüche 

der Klägerin schriftlich wirksam gekürzt. 

Möchte der Arbeitgeber von seiner ihm durch 

§  17 Abs. 1 Satz 1 BEEG eingeräumten Befugnis 

Gebrauch machen, den Erholungsurlaub für je-

den vollen Kalendermonat der Elternzeit um ein 

Zwölftel zu kürzen, muss er eine darauf gerich-

tete empfangsbedürftige rechtsgeschäftliche Er-

klärung abgeben. Das Kürzungsrecht des Arbeit-

gebers erfasst auch den arbeitsvertraglichen 

Mehrurlaub. 

Wichtig: Das Bundeselterngeld- und Elternzeit-

gesetz (BEEG) verpflichtet nicht zur Schriftform 

dieser Erklärung. Da der Arbeitgeber im Streitfall 

den Zugang beweisen muss, soll die Kürzungs-

mitteilung schriftlich erfolgen. Der Zeitpunkt der 

Erklärung liegt im Ermessen des Arbeitgebers; je-

doch nicht erst nach Beendigung eines Arbeits-

verhältnisses. 

Die Kürzung des gesetzlichen Mindesturlaubs-

anspruchs verstößt weder gegen die europäi-

sche Arbeitszeitrichtlinie noch die europäische 

Rahmenvereinbarung über den Elternurlaub. Das 

Unionsrecht verlangt nach der Rechtsprechung 

des Gerichtshofs der Europäischen Union nicht, 

Arbeitnehmer, die wegen Elternzeit im Bezugs-

zeitraum nicht zur Arbeitsleistung verpflichtet 

waren, Arbeitnehmern gleichzustellen, die in die-

sem Zeitraum tatsächlich gearbeitet haben 

(EuGH, 04.10.2018, Az. C-12/17). 

Ansprechpartnerin:  Bettina Gogolla 

 

1.2. Gesetzlicher Urlaubsanspruch bei un-

bezahltem Sonderurlaub  

Das Bundesarbeitsgerichts (BAG) hat in seinem 

Urteil vom 19.03.2019, Az. 9 AZR 315/17, ent-

schieden, dass unbezahlte Freistellung sich auch 

auf den gesetzlichen Mindesturlaub auswirkt. 

Dies wurde in der Vergangenheit anders beur-

teilt. Für das Entstehen des Urlaubsanspruchs 

war lediglich die Existenz eines Arbeitsverhältnis-

ses notwendig, nicht aber das Erbringen von Ar-

beitsleistung. 

Im hier entschiedenen Fall vereinbarten die Ar-

beitsvertragspartner eine zweijährige unbezahlte 

Freistellung. Nach Beendigung des Sonderur-

laubs verlangte die Klägerin von der Beklagten, 

ihr den gesetzlichen Mindesturlaub von 20 Ar-

beitstagen für das zweite Jahr zu gewähren. Ar-

beitsgericht und Landesarbeitsgericht hatten 

dazu unterschiedliche Rechtsauffassungen. Das 

BAG wies die Klägerin ab. 

Befindet sich ein Arbeitnehmer im Urlaubsjahr 

ganz oder teilweise im unbezahlten Sonderur-

laub, ist bei der Berechnung der Urlaubsdauer zu 

berücksichtigen, dass die Arbeitsvertragspar-

teien ihre Hauptleistungspflichten durch die Ver-

einbarung von Sonderurlaub vorübergehend 

ausgesetzt haben. Dies führt dazu, dass einem 

Arbeitnehmer für ein Kalenderjahr, in dem er sich 

durchgehend im unbezahlten Sonderurlaub be-

findet, mangels einer Arbeitspflicht kein An-

spruch auf Erholungsurlaub zusteht. 

Wichtig: Bei lang andauernder Arbeitsunfähig-

keit wegen Krankheit gilt nach wie vor, dass der 

Urlaubsanspruch auch für diese Zeiten entsteht. 

Ansprechpartnerin:  Bettina Gogolla 

 

Sie sind Mitglied der Handwerkskammer Chem-

nitz und möchten das gesamte Rundschreiben 

lesen? 

Melden Sie sich einfach und unkompliziert für 

den E-Mailversand an. Auch haben Sie die Mög-

lichkeit, stets zu aktuellen Entwicklungen und In-

teressantem aus den Bereichen Bildung, Weiter-

bildung oder der Gewerbeförderung auf dem 

Laufenden zu sein. Senden Sie uns das Formular 

„Mitgliederservice+ ausgefüllt zurück. 
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